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Gericht der Europäischen Union (General Court) präzisiert Voraussetzungen 
für die Bildung von Mehrwertsteuergruppen 
 
Am 15. Juli 2026 entschied das Gericht der Europäischen Union in seinem Urteil in der 
Rechtssache T-268/25 über die Voraussetzungen, unter denen Mitgliedstaaten die Bildung 
von Mehrwertsteuergruppen zulassen dürfen, die sowohl aus Steuerpflichtigen als auch aus 
Personen bestehen, die gemäß Artikel 11 der Richtlinie 2006/112/EG 
(Mehrwertsteuerrichtlinie) steuerbefreite oder nichtwirtschaftliche Tätigkeiten ausüben. Der 
Fall betraf eine dänische Rechtsvorschrift, wonach in einer solchen Gruppe ein Mitglied direkt 
oder indirekt 100 % des Kapitals der anderen Mitglieder besitzen muss – eine Voraussetzung, 
die dazu führte, dass ein dänisches Versicherungsunternehmen seinen Status als 
Mehrwertsteuergruppe mit seiner Verwaltungs-Tochtergesellschaft verlor, nachdem zwei 
externe Pensionsfonds jeweils eine Beteiligung an dieser Tochtergesellschaft erworben 
hatten. Der Gerichtshof stellte fest, dass das Erfordernis enger finanzieller, wirtschaftlicher 
und organisatorischer Verbindungen gemäß Artikel 11 Absatz 1 nicht mit einer vollständigen 
Kapitalbeteiligung gleichgesetzt werden kann, da solche Verbindungen auch unterhalb dieser 
Schwelle bestehen können. Somit entschied der EuGH, dass Artikel 11 eine 100-prozentige 
Beteiligungsvoraussetzung ausschließt, es sei denn, sie stellt eine notwendige und 
angemessene Maßnahme zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung oder -umgehung dar. 
Der Gerichtshof stellte fest, dass ein bloßer Steuervorteil, der sich aus dem Mechanismus der 
Mehrwertsteuergruppe ergibt, für sich genommen noch keine Steuerhinterziehung oder -
umgehung darstellt, und überließ es dem vorlegenden dänischen Gericht, unter 
Berücksichtigung der Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Steuerneutralität zu 
beurteilen, ob die Voraussetzung diese Schwelle erreicht. Der Gerichtshof bestätigte zudem 
im Einklang mit seiner früheren Entscheidung in den verbundenen Rechtssachen C-108/14 
und C-109/14, dass Artikel 11 keine unmittelbare Wirkung hat und daher von Steuerpflichtigen 
nicht unmittelbar gegenüber einem Mitgliedstaat geltend gemacht werden kann. 
 

Unterausschuss für Steuerfragen des EU-Parlaments (FISC) nimmt geplante 

Reform der DAC und DAC6-Erleichterungen in den Blick 

Am 14. Juli 2026 hielt der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) eine öffentliche Anhörung 
zum Vorschlag der Europäischen Kommission zur Neufassung der Richtlinie über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden (DAC) ab, dem EU-Rahmenwerk für den 
automatischen Austausch von Steuerinformationen zwischen den Mitgliedstaaten, das seit 
seiner ursprünglichen Verabschiedung achtmal (DAC2–DAC9) geändert wurde. Bei der 
Vorstellung des Vorschlags erklärte Dr. Benjamin Angel (GD TAXUD), die Kommission wolle 
den Rahmen durch die Zusammenführung aller acht Änderungen in einem einzigen Text klarer 
gestalten, vereinfachen und vertiefen. Er hob hervor, dass die Definition des 
Anwaltsgeheimnisses (LPP) geändert wurde, um der jüngsten Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) Rechnung zu tragen, der Zugang der Steuerbehörden 



zum künftigen Grundbuch zur Unterstützung der Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer 
von Immobilien, ein neues Tool zur Validierung der Steueridentifikationsnummer (TIN) auf der 
Grundlage miteinander vernetzter Datenbanken sowie eine Korrektur der DAC7-
Schwellenwerte, durch die zuvor der Durchschnittswert von Plattformgeschäften zu hoch 
angesetzt wurde, sollen den jährlichen Meldeaufwand um rund 11 Millionen Meldungen 
reduzieren. Herr Angel verteidigte zudem die vorgeschlagene Befreiung multinationaler 
Unternehmen der „Säule 2“ von der DAC6-Meldepflicht – dem verbindlichen 
Offenlegungssystem der EU für aggressive Steuerplanung – mit der Begründung, dass die 
Kommission bereits über die erforderlichen Informationen zu diesen Konzernen durch deren 
länderbezogene Berichte (DAC4) und Berichte zur globalen Mindeststeuer (DAC9) verfüge; 
die Änderung werde den Unternehmen schätzungsweise rund 300 Millionen Euro pro Jahr 
einsparen. Dr. Miroslav Palanský (Tax Justice Network) stellte diese Argumentation sowie die 
Methodik in der Folgenabschätzung der Kommission in Frage und argumentierte, dass nur 
Unternehmen, die aggressive Steuerkonstrukte betreiben, von der Ausnahmeregelung 
profitieren würden und dass die als Ersatz vorgeschlagenen Berichte im Rahmen der „Säule 
II“ lediglich die finanziellen Ergebnisse eines Konstrukts offenlegen würden, nicht jedoch 
dessen Funktionsweise. 

 
Unterausschuss für Steuerfragen des EU-Parlaments (FISC) berät über Steuer-
Omnibus und Vereinfachungen bei der Unternehmensbesteuerung 
 
Der Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen Parlaments hielt am 14. Juli 
2026 eine öffentliche Anhörung zum Vorschlag der Kommission für ein Omnibus-Paket zur 
direkten Besteuerung ab. Bei der Vorstellung des Vorschlags skizzierte Dr. Benjamin Angel 
(GD TAXUD) drei Ziele: die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit, die Erleichterung der 
Unternehmensfinanzierung und die Modernisierung des Steuerrahmens. Er verteidigte die 
Ausnahmeregelung für Unternehmen, die unter die zweite Säule fallen, von den Vorschriften 
der Richtlinie zur Bekämpfung der Steuervermeidung (ATAD) vorgesehenen Vorschriften für 
kontrollierte ausländische Gesellschaften (CFC) und argumentierte, dass beide Regelungen 
dasselbe Ziel verfolgen, nämlich die Unterbesteuerung ausländischer Tochtergesellschaften 
zu bekämpfen, jedoch unterschiedliche Mittel einsetzen, um dieses Ziel zu erreichen. Die 
Beibehaltung beider Regelungen führe zu Doppelarbeit und berge das Risiko einer 
Doppelbesteuerung. Dr. Alison Schultz (Tax Justice Network) sprach sich entschieden gegen 
die CFC-Ausnahme für Unternehmen der Säule 2 aus und argumentierte, dass die Aufhebung 
der CFC-Schutzmaßnahmen in erster Linie aggressiven multinationalen Konzernen mit 
Hauptsitz in den USA zugutekommen würde; stattdessen forderte sie eine einheitliche 
Besteuerung mit formelbasierter Aufteilung. Vertreter der Wirtschaft, darunter Mariella 
Caruana (Business Europe) und Gerhard Huemer (SME Europe), begrüßten die 
Vereinfachungsziele des Pakets weitgehend, kritisierten jedoch den langsamen Zeitplan für 
die Umsetzung, da mehrere Maßnahmen erst zwischen 2032 und 2037 in Kraft treten sollen 
– eine Verzögerung, die Dr. Angel auf die kurzfristigen Einnahmebedenken der 
Mitgliedstaaten, deren Planungsbedarf und das Erfordernis der Einstimmigkeit zurückführte. 
Auch die Abgeordneten waren geteilter Meinung: Fernando Navarrete Rojas (EVP, Spanien) 
forderte eine schnellere und umfassendere Vereinfachung, Matthias Ecke (S&D, Deutschland) 
stellte die Frage, ob eine Straffung der CFC- und Säule-2-Regeln die Betrugsbekämpfung 
schwächen könnte, und Jussi Saramo (Die Linke, Finnland) äußerte Bedenken hinsichtlich 
der Verteilung und hinterfragte die vorgeschlagene Ausnahme des Verteidigungssektors von 
den Zinsbegrenzungsregeln. 

 

  



Ausschuss für Wirtschaft & Währung (ECON) im EU-Parlament fordert 

steuerliche Erleichterungen für die „EU Inc.“  

Am 15. Juli 2026 sandte Aurore Lalucq (S&D, Frankreich), Vorsitzende des Ausschusses für 

Wirtschaft und Währung (ECON) des Europäischen Parlaments, ein Schreiben an Ilhan 

Kyuchyuk (Renew, Bulgarien), den Vorsitzenden des Rechtsausschusses (JURI), in dem sie 

die Empfehlungen des ECON zum Vorschlag der Kommission für ein „28. Regime“ darlegte, 

„EU Inc.“, einem neuen optionalen Rechtsrahmen, der Start-ups und Scale-ups die 

Kapitalbeschaffung und Expansion in der gesamten Union erleichtern soll. Der Ausschuss 

sprach sich für einen leichteren Zugang zu öffentlichen Märkten für „EU Inc.“-Unternehmen, 

digitale Aktienregister, die sowohl mit traditionellen als auch mit Blockchain-basierten 

Systemen kompatibel sind, sowie flexiblere Finanzierungsmodalitäten aus, einschließlich 

standardisierter EU-Vorlagen für wandelbare Investitionen, bei gleichzeitiger Absicherung von 

Gründern, Investoren, Gläubigern und Minderheitsaktionären. Sein zentraler Vorschlag ist ein 

optionales Steuermodul für grenzüberschreitend tätige, wachstumsorientierte Unternehmen 

mit echter EU-Tätigkeit, das eine einheitliche digitale Registrierung, Steuernummer und ein 

einheitliches Steuererklärungssystem sowie gemeinsame Regeln für die Berechnung des 

steuerpflichtigen Gewinns, vereinfachte Mehrwertsteuer- und Quellensteuerverfahren und 

einen stärkeren Schutz vor Doppelbesteuerung bietet. In dem Schreiben wurde außerdem 

gefordert, dass Mitarbeiteraktienoptionen erst bei Veräußerung besteuert und als 

Kapitalerträge behandelt werden, mit gemeinsamen Bewertungsregeln und 

Schutzmaßnahmen für Mitarbeiter, die zwischen Mitgliedstaaten wechseln, sowie dass 

Anreize für Forschung und Reinvestitionen weiterhin mit den internationalen 

Mindeststeuerregeln abgestimmt bleiben. 

 

OECD-Arbeitspapier untersucht erste Auswirkungen der globalen 

Mindeststeuer auf multinationale Unternehmen 

 
Am 15. Juli 2026 veröffentlichte die OECD im Rahmen ihrer Reihe „OECD Taxation Working 
Papers“ ein Arbeitspapier zum Thema „Reaktionen multinationaler Unternehmen auf die 
globale Mindeststeuer“. Das Papier schließt eine Lücke in der Debatte um die globale 
Mindeststeuer (GMT), die sich bislang weitgehend auf Ex-ante-Prognosen stützte und nicht 
auf Belege dafür, wie sich multinationale Unternehmen seit Inkrafttreten der Vorschriften im 
Jahr 2024 verhalten haben. Um dem abzuhelfen, vergleicht das Papier multinationale 
Unternehmen, die knapp über bzw. knapp unter der Umsatzschwelle von 750 Millionen Euro 
liegen, die den Anwendungsbereich der GMT bestimmt. Dabei werden Finanz- und 
Eigentumsdaten auf Konzernebene aus der Orbis-Datenbank herangezogen und ein 
Differenz-in-Differenzen-Ansatz verwendet, um die Auswirkungen der Reform von 
allgemeinen wirtschaftlichen Trends zu isolieren. Die Analyse ergab, dass zuvor gering 
besteuerte multinationale Unternehmen im ersten Jahr nach der Umsetzung einen statistisch 
signifikanten Anstieg ihres konsolidierten effektiven Steuersatzes um 1,7 Prozentpunkte 
verzeichneten, bei einem durchschnittlichen Anstieg von 1,4 Prozentpunkten über alle unter 
die GMT fallenden multinationalen Unternehmen hinweg, und dass dieser Anstieg eher auf 
höhere Steuerzahlungen als auf geringere ausgewiesene Gewinne zurückzuführen war. Der 
Effekt war am stärksten bei multinationalen Unternehmen in Branchen, die für eine intensive 
Steuerplanung bekannt sind, sowie bei solchen mit höheren Gewinnen im Verhältnis zu ihrer 
physischen Präsenz in einem Land – was der beabsichtigten Ausrichtung der GMT entspricht. 
Die Studie findet keine Hinweise darauf, dass die Reform im ersten Jahr zu einem Rückgang 
der Investitionen oder der Beschäftigung geführt hat, und auch keine Anzeichen dafür, dass 
Unternehmen ihr Verhalten in den Jahren 2022 und 2023 in Erwartung der neuen Vorschriften 
angepasst hätten. Auf der Grundlage der geschätzten Anstiege des effektiven Steuersatzes 



(ETR) berechnen die Autoren, dass die GMT im Jahr 2024 zusätzliche globale 
Körperschaftssteuereinnahmen in Höhe von 79 bis 109 Milliarden Euro generierte, was 2,4 
bis 3,4 % der weltweiten Körperschaftssteuereinnahmen entspricht. Die Studie betont, dass 
es sich hierbei lediglich um kurzfristige Ergebnisse handelt, die auf Daten aus einem einzigen 
Jahr basieren und sich ändern können, wenn die substanzbasierte Ausnahmeregelung 
schrittweise abgebaut wird und die „Undertaxed Profits Rule“ (UTPR) sowie das „Side-by-
Side“-Paket (SbS) in den kommenden Jahren voll zum Tragen kommen. 
 
 

OECD veröffentlicht aktualisierte Folgenabschätzung zur globalen 

Mindeststeuer 

Die OECD stellte im Rahmen eines Webinars am 15. Juli 2026 die aktualisierte Fassung ihrer 
wirtschaftlichen Folgenabschätzung zur globalen Mindeststeuer für das Jahr 2026 vor. Die 
globale Mindeststeuer (GMT) verpflichtet große multinationale Unternehmen, in jedem Land, 
in dem sie tätig sind, mindestens 15 % Steuern auf ihre Gewinne zu zahlen. Die Bewertung 
untersucht, welche Auswirkungen dies im Vergleich zu einer Welt hat, in der die Steuer nie 
eingeführt worden wäre, wobei angemerkt wird, dass es länger dauern kann, bis sich einige 
Effekte vollständig zeigen. Im Durchschnitt werden die von den Unternehmen in den einzelnen 
Ländern tatsächlich gezahlten Steuersätze schätzungsweise um 2,8 bis 3,7 Prozentpunkte 
steigen, wobei die größten Anstiege von 5,5 bis 6,9 Prozentpunkten in sogenannten 
„Investitionszentren“ zu verzeichnen sind – also in Ländern, die traditionell sehr niedrige 
Steuersätze angeboten haben, um multinationale Unternehmen anzulocken. Dadurch 
verringert sich auch die Kluft zwischen Hoch- und Niedrigsteuerländern um schätzungsweise 
19 bis 25 %, was laut OECD dazu beitragen könnte, dass Unternehmen ihre 
Investitionsentscheidungen eher auf der Grundlage wirtschaftlicher Erwägungen als aufgrund 
steuerlicher Vorteile treffen. Der Gewinn, den Unternehmen rein aus steuerlichen Gründen in 
Niedrigsteuerländer verlagern, dürfte schätzungsweise erheblich zurückgehen – um 22,6 bis 
44,6 % –, und es wird erwartet, dass Regierungen weltweit dadurch jährlich 3,2 bis 5,4 % 
mehr Körperschaftssteuereinnahmen erzielen werden. Erste Daten aus der Praxis aus dem 
Jahr 2024, dem ersten Jahr der Anwendung der Steuer, zeigen bereits, dass die Steuersätze 
wie vorhergesagt steigen, wobei es bislang keine Anzeichen dafür gibt, dass Unternehmen 
als Reaktion darauf Investitionen oder Arbeitsplätze abbauen. 

 

IWF warnt vor steigender Staatsverschuldung in Europa ohne weitere 

Reformen 

Am 13. Juli 2026 veröffentlichte der Internationale Währungsfonds (IWF) ein Fachpapier, in 
dem er davor warnte, dass europäische Regierungen mit rasch steigenden Kosten aufgrund 
der alternden Bevölkerung, der ökologischen Wende und der Verteidigungsausgaben 
konfrontiert sind, was die öffentlichen Ausgaben bis 2040 im Durchschnitt um fast 5 % des 
BIP in die Höhe treiben könnte. Sollte sich nichts ändern, warnt der IWF, würde sich die 
Staatsverschuldung eines durchschnittlichen europäischen Landes in den nächsten 15 Jahren 
fast verdoppeln und bis 2040 rund 130 % des BIP erreichen. Um dies zu vermeiden, müssen 
die Regierungen laut dem Papier an drei Fronten handeln: Sie müssen Strukturreformen 
(beispielsweise bei den Renten, den Arbeitsmärkten und dem EU-Binnenmarkt) durchsetzen, 
die Haushalte mittelfristig straffen und, wo dies nicht ausreicht, überdenken, wofür der Staat 
weiterhin aufkommen sollte. Selbst bei moderaten Reformen schätzt der IWF, dass fast drei 
Viertel der europäischen Länder ihre Finanzen über einen Zeitraum von fünf Jahren um rund 
3½ % des BIP konsolidieren müssten und dass ein Viertel der Länder weiterhin mit einer 
Finanzierungslücke konfrontiert wäre, die groß genug ist, um tiefgreifendere Fragen zum 
Umfang öffentlicher Dienstleistungen aufzuwerfen. Das Papier betont, dass jegliche 
Sparmaßnahmen fair und ohne Beeinträchtigung des Wachstums durchgeführt werden 



sollten, wobei Effizienzgewinne und breitere Steuerbemessungsgrundlagen gegenüber 
pauschalen Kürzungen oder höheren Steuersätzen bevorzugt werden sollten. 
 
 
 

AMLA legt Entwurf für einheitliche AML-Risikobewertung im nichtfinanziellen 
Sektor vor 
 
Am 13. Juli 2026 leitete die Anti-Geldwäsche-Behörde (AMLA) eine öffentliche Konsultation 
zu Entwürfen für technische Regulierungsstandards (RTS) gemäß Artikel 40 Absatz 2 der 
Richtlinie (EU) 2024/1640 (AMLD6) ein, die festlegen werden, wie Aufsichtsbehörden in der 
gesamten EU das Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko von verpflichteten 
Unternehmen im nichtfinanziellen Sektor, einschließlich Steuerberatern, auf harmonisierter 
Basis bewerten. Der Entwurf der RTS sieht je nach der betreffenden Tätigkeit 
maßgeschneiderte Datenpunkte vor, wobei Anhang I einen reduzierten Satz von 12 
Datenpunkten für kleine Unternehmen und einen umfassenderen Satz von 34 für andere 
Unternehmen festlegt, der die Unternehmensstruktur, den Kundenstamm, die 
Dienstleistungen, geografische Exposition und Kundeninteraktion, anhand derer die 
Aufsichtsbehörden einen inhärenten Risikowert berechnen würden, während Anhang II 
weitere Fragen zu AML/CFT-Kontrollen für alle Unternehmen oberhalb der Schwelle für kleine 
Unternehmen enthält, die in einen Restrisikowert einfließen. Zusammen würden diese Werte 
künftig die Intensität und Häufigkeit der Aufsicht bestimmen. Ob ein Unternehmen als klein gilt 
und somit reduzierten Meldepflichten unterliegt, hängt von zwei kumulativen Schwellenwerten 
ab: weniger als fünf Vollzeitmitarbeiter und ein Umsatz unter 600.000 €. Die AMLA organisiert 
außerdem am 10. September 2026 von 10:00 bis 12:00 Uhr MESZ eine öffentliche Anhörung 
zum Entwurf der RTS, für die eine Online-Anmeldung möglich ist. Die Konsultation endet am 
27. September 2026 um 23:59 Uhr MESZ, und die Methodik soll voraussichtlich ab dem 31. 
Dezember 2028 gelten. 
 
 
 
 
 
Haftungsausschluss 
 
Der Newsletter enthält Informationen über europäische Steuerpolitik und Entwicklungen, die aus 
offiziellen Dokumenten, Anhörungen, Konferenzen und der Presse stammen. Er spiegelt weder die 
offizielle Position der ETAF wider noch sollte er als schriftliche Erklärung im Namen der ETAF 
verstanden werden.   

 
Hinweis 
 
Die Übersetzung des englischen Originaltexts erfolgt maschinell. Der DStV steht nicht für die Richtigkeit 
der Übersetzung ein. Der Originaltext findet sich unter: News - European Tax Adviser Federation 
(etaf.tax) 
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Termin vormerken: Jubiläumskonferenz zum 10-jährigen Bestehen der ETAF  
 

 


